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Die SPD-Fraktion stellt folgenden Antrag: 
 
Die Stadt Tübingen nimmt am Organisationsentwicklungsprozess der Gemeinwohlökonomie-Initiative zur 
Förderung eines verantwortlichen Wirtschaftssystems auch auf kommunaler Ebene teil. 
Als erste Organisation innerhalb der städtischen Einrichtungen, Betriebe und Gesellschaften lässt sich die 
GWG zertifizieren. 
 
Begründung: 
Ziel der Gemeinwohlökonomie ist die Verwirklichung eines werteorientierten Wirtschaftsmodells.  
Werteorientierung bedeutet hier die Einhaltung von Standards in übergeordneten Bereichen wie 
Menschenwürde, Solidarität und Gerechtigkeit, ökologische Nachhaltigkeit sowie Transparenz und 
Mitentscheidung in unternehmerischem Handeln (vgl. Matrix im Anhang). 
 
Unternehmen aller Art, die sich zertifizieren lassen wollen, durchlaufen ein externes Audit, das auf der 
Erfüllung oder Nicht-Erfüllung von Standards in Bezug auf 20 Gemeinwohl-Themen basiert und ihnen  
in einem Gemeinwohl-Bericht darüber Aufschluss darüber gibt, in welcher Entwicklungsstufe in Bezug auf 
diese Themen sie sich befinden. Entsprechend können sie an Defiziten arbeiten und sich weiterentwickeln. 
 
Ausgehend von Österreich sind bereits mehr als 450 Bilanzierungen weltweit vorgenommen worden, davon 
22 in Baden-Württemberg. Zu den hiesigen Unternehmen gehören z.B. die Stuttgarter Eigenbetriebe 
Stadtentwässerung und Leben und Wohnen sowie die Mannheimer Wohnungsbaugesellschaft.  
Die GWG als Tübinger Wohnungsbaugesellschaft ist formell nicht mehr gemeinnützig, aber von ihrem 
Gesellschaftsauftrag und in Bezug auf die Notwendigkeit nachhaltigen Bauens her für eine solche 
Zertifizierung geradezu prädestiniert. Die SPD-Fraktion sieht darin ein Modellprojekt für weitere 
Zertifizierungen in anderen großen Einrichtungen, Betrieben oder Gesellschaften der Stadt. 
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